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Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen 

  Abschließende Bemerkungen zum kombinierten zweiten und 
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 b) der Erlass des Barrierefreiheitsstärkungsgesetzes (BFSG) von 2021; 

 c) der Erlass des Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungs-
rechts von 2021; 

 d) der Erlass des Kinder- und Jugendstärkungsgesetzes (KJSG) von 2021; 

 e) die Unterzeichnung des Koalitionsvertrags von 2021; 

 f) der Erlass des Gesetzes zum Schutz von Kindern mit Varianten der Ge-
schlechtsentwicklung von 2021; 

 g) der Erlass des Angehörigen-Entlastungsgesetzes von 2020; 

 h) der Erlass des Gesetzes zur Änderung des Bundeswahlgesetzes und weiterer 
Gesetze im Jahr 2019, mit dem Wahlrechtsbeschränkungen für Menschen mit Behinderungen 
aufgehoben wurden; 

 i) der Erlass des Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von 
Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz - BTHG) im Jahr 2016. 

 III. 
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 e)  den Umstand, dass Organisationen von Menschen mit Behinderungen nicht 
über ausreichende Ressourcen verfügen, um sich aktiv an der Ausarbeitung und Umsetzung 
von Gesetzen, Politikvorgaben, Programmen und Vorschriften zur Durchführung des Über-
einkommens beteiligen zu können, sowie unangemessene administrative Hürden beim Zu-
gang zu Finanzmitteln; 

 f) die sehr uneinheitlichen Anstrengungen der Bundesländer zur Durchführung 
des Übereinkommens und die unzureichende Berücksichtigung der menschenrechtlichen 
Perspektive in den Aktionsplänen vieler Länder. 

8. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, 

 a) Strategien zur Verstärkung des Engagements in allen Ressorts zu ent- 
wickeln, um sicherzustellen, dass das Thema Behinderung in allen Bereichen von Staat 
und Gesellschaft als Querschnittsthema anerkannt wird, und behinderungsbezogene 
Maßnahmen wirksam in alle Bereiche des Rechts einzugliedern; 

 b) entsprechend der früheren Empfehlung des Ausschusses6 die bestehenden 
Gesetze, Politikvorgaben und Verwaltungsverfahren systematisch auf ihre Überein-
stimmung mit den Verpflichtungen des Vertragsstaats nach dem Übereinkommen zu 
überprüfen und menschenrechtsbasierte Aktionspläne mit einem klaren Behinderungs-
begriff aufzustellen, die Maßnahmen zur Förderung, zum Schutz und zur Gewährleis-
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9. Unter Berücksichtigung dessen, dass der Vertragsstaat das Fakultativprotokoll zu dem 
Übereinkommen ratifiziert hat, ist der Ausschuss besorgt über die sehr stark textbasierte Me-
thode, die die Gerichte des Vertragsstaats bei der Feststellung der Justiziabilität der Bestim-
mungen des Übereinkommens anwenden. 

10. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, insbesondere seinen Gerichten, die 
gerichtliche Durchsetzbarkeit der Bestimmungen des Übereinkommens, einschließlich 
der Rechte, die einer schrittweisen Verwirklichung auf der Grundlage von Artikel 4 
Absatz 2 des Übereinkommens unterliegen, in enger Anlehnung an die Jurisprudenz 
des Ausschusses im Rahmen des Fakultativprotokolls festzustellen. 

 B. Spezifische Rechte (Art. 5-30) 

Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung (Art. 5) 

11. Der Ausschuss ist besorgt darüber, 

 a) dass der gesetzliche Schutz vor Diskriminierung und der spezifischen Rechte 
aus dem Übereinkommen sich, von wenigen Ausnahmen abgesehen, nicht auf private An-
bieterinnen und Anbieter von Gütern und Dienstleistungen erstreckt; 

 b) dass die Gesetze des Vertragsstaats die Verweigerung angemessener Vorkeh-
rungen nicht im gesamten Rechtssystem als eine Form der Diskriminierung definieren, son-
dern auf einige bestimmte Bereiche beschränkt sind und dass das Verständnis der Anforde-
rungen für die Umsetzung angemessener Vorkehrungen verbesserungsbedürftig ist; 

 c) dass die Gesetze des Vertragsstaats, auch die Gesetze der Bundesländer, sich 
weder generell noch explizit mit Mehrfachdiskriminierung und intersektionellen Formen von 
Diskriminierung befassen; 

 d) dass die Beweislasterleichterung im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) nicht eindeutig die Verpflichtungen der Parteien umfasst, das Vorliegen einer Be-
nachteiligung zu beweisen. 

12. Unter Hinweis auf seine Allgemeine Bemerkung Nr. 6 (2018) empfiehlt der Aus-
schuss dem Vertragsstaat, 

 a) 
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Menschen zu erheben, sicherzustellen, dass alle Aufnahmeeinrichtungen, in denen Kin-
der mit Behinderungen untergebracht sind, deren Bedürfnissen gerecht werden, und 
allen geflüchteten Kindern mit Behinderungen und Kindern mit Behinderungen in  
Situationen wie der von geflüchteten Menschen den Zugang zu Bildung, Gesundheits-
versorgung sowie Kultur- und Freizeitaktivitäten zu gewährleisten. 

  Bewusstseinsbildung (Art. 8) 

17. Der Ausschuss ist besorgt über 

 a) das Fehlen einer umfassenden nationalen Strategie für bewusstseinsbildende 
Maßnahmen und Kampagnen zur Förderung der Achtung der Rechte und der Würde von 
Menschen mit Behinderungen und zur Förderung eines nachhaltigen und systemischen Ein-
stellungswandels; 

 b) die Ungenauigkeiten in der amtlichen deutschen Übersetzung des Überein-
kommens, die substanzielle Fehlinterpretationen befördern. 

18. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, 

 a) eine umfassende nationale Strategie zur Bewusstseinsbildung in der ge-





CRPD/C/DEU/CO/2-3 

23-18337 8/20 
 



CRPD/C/DEU/CO/2-3 

23-18337 9/20 
 

 (b) das mangelnde Verständnis von Angehörigen der Rechtsberufe im Hinblick 
auf den Zugang von Menschen mit Behinderungen zur Justiz; 

 (c) das Fehlen barrierefreier Einrichtungen, Informationen und Kommunikation 
der Justiz. 

28. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, in enger Konsultation und unter 
aktiver Mitwirkung von Organisationen von Menschen mit Behinderungen eine natio-
nale Strategie für eine behindertengerechte Justiz zu entwickeln, um 

 a) die Verfahrensregeln im Straf-, Zivil-, Arbeits- und Verwaltungsrecht da-
hingehend zu ändern, dass Menschen mit Behinderungen in allen Verfahren kostenlos 
verfahrensbezogene und altersgemäße Vorkehrungen bereitgestellt werden; 

 b) eine angemessene Schulung der in der Rechtspflege tätigen Personen, ein-
schließlich der Richterschaft, der Polizei und des Justizvollzugspersonals, in den Nor-
men und Grundsätzen des Übereinkommens sicherzustellen, um den Zugang zur Justiz 
zu gewährleisten; 

 c) sicherzustellen, dass Einrichtungen sowie Informationen und Kommuni-
kation der Justiz barrierefrei sind. 

  Freiheit und Sicherheit der Person (Art. 14) 

29. Der Ausschuss ist zutiefst besorgt 

 a) über die Zwangsunterbringung und Zwangsbehandlung von Menschen mit Be-
hinderungen aufgrund ihrer Beeinträchtigung in Einrichtungen der Pflege und Eingliede-
rungshilfe sowie 
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gen, die wegen der gleichen Straftaten verurteilt wurden, und Menschen mit Behinde-
rungen während des gesamten Gerichtsverfahrens gleichberechtigt mit anderen den 
Zugang zur Justiz zu gewährleisten. 

  Freiheit von Folter oder grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung 
oder Strafe (Art. 15) 

33. Der Ausschuss ist besorgt über 

 a) den Einsatz von körperlichen und chemischen Zwangsmaßnahmen, Isolierung 
und anderen schädlichen Praktiken, insbesondere in Einrichtungen der Pflege und Eingliede-
rungshilfe sowie anderen Institutionen, psychiatrischen Einrichtungen und Einrichtungen der 
forensischen Psychiatrie; 

 b) die mangelnde 
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36. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, in enger Konsultation und unter 
aktiver Mitwirkung von Organisationen von Menschen mit Behinderungen, insbeson-
dere Organisationen von Frauen und Mädchen mit Behinderungen, 

 a) im Einklang mit dem Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt eine umfassende und 
wirksame Gewaltpräventions- und -bekämpfungsstrategie zu entwickeln, die ge-
schlechts- und altersspezifischen Erfordernissen Rechnung trägt, sicherstellt, dass alle 
Schutzräume, Zufluchtsstätten und Beratungszentren barrierefrei und weithin verfüg-
bar sind, und unabhängige Überwachungsstellen mit Beschwerde- und Rechtsbehelfs-
mechanismen schafft; 

 b) eine Gesetzes- und Politikreform durchzuführen, die sicherstellt, dass 
Menschen mit Behinderungen, insbesondere Frauen und Mädchen mit Behinderungen, 
die noch immer in institutionellen Settings
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 b) das Fehlen einheitlicher und angemessener Verfahren in allen Bundesländern 
zur Identifizierung von geflüchteten Menschen und Asylsuchenden mit Behinderungen, was 
eine uneinheitliche und unzureichende Umsetzung der Menschenrechtsnormen und der 
Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung von Nor-
men für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen, zur Folge hat; 
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technische und finanzielle Ressourcen und klare Zuständigkeiten für die Umsetzung 
und Überwachung vorsieht; 

 b) Maßnahmen zur Beseitigung der Barrieren zu erarbeiten, die Menschen 
mit Behinderungen bei der Entscheidung darüber, wo und mit wem sie leben, im Wege 
stehen, und zu diesem Zweck unter anderem die Verpflichtung einzugehen, das Ange-
bot an bezahlbarem und barrierefreiem Wohnraum zu erhöhen, Leistungen und An-
gebote der persönlichen Assistenz einzurichten, Mehrkostenanforderungen und die er-
zwungene Zusammenlegung von Eingliederungsleistungen und -angeboten abzuschaf-
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schutz und das Recht auf Privatsphäre in Krankenhäusern, Einrichtungen und Werk-
stätten für behinderte Menschen zu gewährleisten, und Datenschutzverfahren und  
sichere Systeme einzurichten, die Menschen mit Behinderungen denselben Schutz ihrer 
persönlichen, gesundheitlichen und rehabilitativen Daten garantieren wie anderen. 

  Achtung der Wohnung und der Familie (Art. 23) 

51. Der Ausschuss ist besorgt über bestimmte Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
(BGB), die zu Verletzungen des Rechts von Menschen mit Behinderungen, insbesondere von 
Menschen mit intellektuellen und/oder psychosozialen Behinderungen, auf Privat- und Fa-
milienleben führen können, namentlich 

 a) § 1304, der es einer „geschäftsunfähigen“ Person untersagt, eine Ehe einzugehen; 

 b) § 1673, der das Ruhen der elterlichen Sorge bei „geschäftsunfähigen“ Personen 
vorsieht; 

 c) § 1748, der eine ersetzende Einwilligung zur Adoption vorsieht, wenn die El-
tern „eine besonders schwere psychische Krankheit oder eine besonders schwere geistige 
oder seelische Behinderung“ haben; 

 d) § 1905, der die Möglichkeit der Sterilisation einer betreuten Person ohne deren 
freie Einwilligung in Kenntnis der Sachlage vorsieht. 

52. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, das Bürgerliche Gesetzbuch zu 
überarbeiten und alle Vorschriften abzuschaffen, die den vollen Genuss und die Aus-
übung des Rechts auf Ehe und Elternschaft sowie der reproduktiven Rechte von Men-
schen mit Behinderungen einschränken können, und das Modell der unterstützten Ent-
scheidungsfindung in allen Angelegenheiten, die das P
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Ebene auszuarbeiten, der konkrete zeitliche Vorgaben, personelle, technische und  
finanzielle Ressourcen sowie klare Zuständigkeiten für die Umsetzung und Überwa-
chung vorsieht; 

 b) Bewusstseinsbildungs- und Aufklärungskampagnen zur Förderung der 
inklusiven Bildung auf 
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 b) Mechanismen für die regelmäßige Schulung von Fachkräften im Gesund-
heitswesen im Hinblick auf die Menschenrechte, die Menschenwürde, die Autonomie 
und die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen zu stärken; 

 c) im Einklang mit dem Übereinkommen und der Allgemeinen Bemerkung 
des Ausschusses Nr. 1 (2014) die Vorschriften zum rechtlichen Schutz von Menschen 
mit Behinderungen vor Diskriminierung im Gesundheitswesen 
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 c) die mangelnde Barrierefreiheit in Wahllokalen, insbesondere in ländlichen Ge-
bieten. 

66. Der Ausschuss empfiehlt dem Vertragsstaat, 

 a) Maßnahmen zur Sicherstellung der Barrierefreiheit und angemessener 
Vorkehrungen, einschließlich Gebärdensprachdolmetschung, für Menschen mit Behin-
derungen in politischen Parteien und Vereinigungen zu ergreifen; 

 b) die zur Erforschung der Barrieren für die Partizipation und das Engage-
ment von Frauen mit Behinderungen im öffentlichen Leben erforderlichen Mittel be-
reitzustellen und Kapazitätsaufbauprogramme zu fördern, in enger Abstimmung mit 
Frauen mit Behinderungen und den sie repräsentierenden Organisationen; 

 c) die Barrierefreiheit von Wahlunterlagen und Wahllokalen bundeslän-
derübergreifend, insbesondere in ländlichen Gebieten, und bei der Entwicklung elekt-
ronischer Wahlsysteme sicherzustellen. 

  Teilhabe am kulturellen Leben sowie an Erholung, Freizeit und Sport (Art. 30) 

67. Der Ausschuss ist besorgt über 

 a) 






